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1. Rechtsgrundlage 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) nach § 91 Sozialgesetzbuch Fünftes Buch 
(SGB V) beschließt gemäß § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 12 SGB V Richtlinien zur Regelung 
der Verordnung von Krankentransporten (Krankentransport-Richtlinie). 
Verordnungsberechtigt sind Vertragsärztinnen und Vertragsärzte, Vertragszahnärztinnen und 
Vertragszahnärzte sowie die an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden Psycholo-
gischen Psychotherapeutinnen und Psychologischen Psychotherapeuten sowie Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeutinnen und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten (im Fol-
genden bezeichnet als Vertragspsychotherapeutinnen und Vertragspsychotherapeuten). 
Mit dem „Gesetz für schnellere Termine und bessere Versorgung“ (Terminservice- und Ver-
sorgungsgesetz – TSVG) vom 6. Mai 2019 wurde § 39 Absatz 1a Satz 7 (ehemals Satz 6) 
SGB V um den Verweis auf § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 12 SGB V ergänzt und dadurch 
nunmehr die Möglichkeit der Verordnung von Krankenbeförderungsleistungen durch die Kran-
kenhäuser im Rahmen des Entlassmanagements geschaffen. Nach § 39 Absatz 1a Satz 9 
(ehemals Satz 8) SGB V bestimmt der G-BA in den Richtlinien nach § 92 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 12 SGB V die weitere Ausgestaltung des Verordnungsrechts durch Krankenhäuser 
im Rahmen des Entlassmanagements. 

2. Eckpunkte der Entscheidung 

Mit der vorliegenden Beschlussfassung werden die Gesetzesänderungen in einem neuen § 2 
Absatz 5 umgesetzt. 

Zu Satz 1 
Die Regelung in § 2 Absatz 5 Satz 1 sieht unter anderem vor, dass die Verordnung einer 
Krankenbeförderungsleistung nach der Entlassung aus einer stationären Krankenhausbe-
handlung (Entlassfahrt) im Rahmen des Entlassmanagements erfolgen kann, soweit diese aus 
zwingenden medizinischen Gründen erforderlich ist. 
Mit der Formulierung „die Krankenhausärztin oder der Krankenhausarzt, die Krankenhaus-
zahnärztin, der Krankenhauszahnarzt, die Krankenhauspsychotherapeutin oder der Kranken-
hauspsychotherapeut“ in Satz 1, soll klargestellt werden, dass die Verordnung von Kranken-
beförderungsleistungen aus dem Krankenhaus nur von diesen Berufsgruppen vorgenommen 
werden kann. Nach § 39 Absatz 1a SGB V richtet sich allerdings der Anspruch der Versicher-
ten auf ein Entlassmanagement gegen das Krankenhaus selbst; diesem wird auch die Verord-
nung im Rahmen der Zuständigkeit der Krankenhausärztin, des Krankenhausarztes, der Kran-
kenhauszahnärztin, des Krankenhauszahnarztes, der Krankenhauspsychotherapeutin oder 
des Krankenhauspsychotherapeuten zugerechnet. 
Die Formulierung „wie eine Verordnerin oder ein Verordner nach § 1“ soll verdeutlichen, dass 
für die Verordnung durch die Krankenhausärztin, den Krankenhausarzt, die Krankenhaus-
zahnärztin, den Krankenhauszahnarzt, die Krankenhauspsychotherapeutin oder den Kranken-
hauspsychotherapeuten die Bestimmungen über die vertragsärztliche Versorgung gelten. Dies 
entspricht der Regelung in § 39 Absatz 1a Satz 7, 2. Halbsatz SGB V. 
Die Regelungen der Richtlinie gelten bei Vorliegen der (zusätzlichen) Voraussetzungen einer 
Verordnung im Rahmen des Entlassmanagements auch für Krankenhausärztinnen, Kranken-
hausärzte, Krankenhauszahnärztinnen, Krankenhauszahnärzte, Krankenhauspsychothera-
peutinnen oder Krankenhauspsychotherapeuten. 
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Zu Satz 2 

Das Entlassmanagement gemäß § 39 Absatz 1a SGB V umfasst auch die Versorgung von 
Patientinnen und Patienten unmittelbar im Anschluss an eine stationsäquivalente psychiatri-
sche Behandlung (StäB). Die StäB wird gemäß Vereinbarung zur Stationsäquivalenten psy-
chiatrischen Behandlung nach § 115d Absatz 2 SGB V im häuslichen Umfeld durchgeführt. Es 
sind Fälle denkbar, in denen eine StäB z. B. in der Häuslichkeit von engen Angehörigen erfolgt 
und im unmittelbaren Anschluss an die StäB eine Beförderung der Patientin oder des Patien-
ten in sein ursprüngliches häusliches Umfeld erforderlich wird. Auch hierfür besteht die Mög-
lichkeit der Verordnung, dies wird im Satz 2 klargestellt. 

Zu Satz 3 und 4  
Ausweislich der Gesetzesbegründung und der diesbezüglichen Verweise in § 40 Absatz 2 
Satz 6 SGB V und § 41 SGB V haben Versicherte durch entsprechende Anwendung des § 39 
Absatz 1a SGB V ebenfalls einen Anspruch auf Entlassmanagement gegen stationäre Reha-
bilitationseinrichtungen nach § 40 SGB V und Einrichtungen nach § 41 SGB V. Daher sieht 
das Gesetz vor, dass auch von diesen Einrichtungen im Rahmen der Entlassung Krankenbe-
förderungsleistungen verordnet werden. 
Diese Regelung widerspricht jedoch dem vorgesehenen Verfahren zur Übernahme von Fahr-
kosten für die Hin- und Rückfahrt zu oder von einer Einrichtung der medizinischen Rehabilita-
tion nach § 73 SGB IX. Der Gesetzgeber hat diese Sonderregelung im Zuge der Änderung 
des § 39 Absatz 1a Satz 7 SGB V möglicherweise übersehen.  
Da § 40 Absatz 2 Satz 6 SGB V für die Entlassung aus einer Einrichtung der medizinischen 
Rehabilitation die entsprechende Anwendung der Regelungen nach § 39 Absatz 1a SGB V 
anordnet, erstreckt sich der Verweis nunmehr auch auf die Verordnungsbefugnis von Kran-
kenbeförderungsleistungen, obwohl dafür bereits eine Kostenübernahme durch die gesetzli-
chen Krankenversicherungen in § 73 SGB IX vorgesehen ist und für Hin- und Rückfahrten zu 
oder von einer Einrichtung der medizinischen Rehabilitation eine ärztliche Verordnung nicht 
vorgesehen ist (§ 2 Absatz 4 Krankentransport-Richtlinie). Diese Konstellation stellt den um-
gekehrten Fall einer planwidrigen Regelungslücke dar, es handelt sich um eine „planwidrige 
doppelte Regelung“. Um Missverständnisse bei der Kostenübernahme zu vermeiden, hat der 
Gemeinsame Bundesausschuss für die Umsetzung der Neuregelung die Vorschrift des § 40 
Absatz 2 Satz 6 SGB V in Bezug auf den Krankentransport teleologisch reduziert. In Satz 3 
wird deshalb darauf hingewiesen, dass die Regelung in § 73 SGB IX zur Fahrkostenüber-
nahme bei Leistungen zur medizinischen Rehabilitation unberührt bleibt. Die neue Regelung 
in § 2 Absatz 5 Satz 1 Krankentransport-Richtlinie soll nicht für die Entlassung aus den Ein-
richtungen der medizinischen Rehabilitation bei Leistungen nach § 40 Absatz 2 und § 41 
SGB V gelten, was in Satz 3 zum Ausdruck gebracht wird. 

3. Würdigung der Stellungnahmen 

Aus den Stellungnahmen ergaben sich folgende Änderungen im Beschlussentwurf: 
Der Klammerzusatz im neuen Absatz 5 des § 2 wird wie folgt geändert (siehe Streichung/Un-
terstreichung): 
„(die Krankenhausärztin, der Krankenhausarzt, die Krankenhauszahnärztin, der Krankenhaus-
zahnarzt, die Krankenhauspsychotherapeutin, der Krankenhauspsychotherapeut die Psycho-
therapeutin oder der Psychotherapeut im Krankenhaus)“  

Folgender Satz 2 wird eingefügt: 
„Satz 1 gilt nicht für die Entlassung aus den Einrichtungen der medizinischen Rehabilitation 
bei Leistungen nach § 40 Absatz 2 und § 41 SGB V.“ 

Das Stellungnahmeverfahren ist in Abschnitt 6 dokumentiert. 
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4. Bürokratiekostenermittlung 

Durch den vorgesehenen Beschluss entstehen keine neuen bzw. geänderten Informations-
pflichten für Leistungserbringer im Sinne von Anlage II zum 1. Kapitel VerfO. Die in der Kran-
kentransport-Richtlinie enthaltene Informationspflicht (Verordnung von Krankenbeförderungs-
leistungen) wird inhaltlich nicht verändert, jedoch hinsichtlich ihres Adressatenkreises ausge-
weitet. Sofern die Erforderlichkeit einer Verordnung von Krankenbeförderung unmittelbar nach 
der Entlassung besteht, kann diese künftig im Rahmen des Entlassmanagements auch durch 
Krankenhäuser erfolgen. Da nur in solchen Fällen die Krankenhausärztinnen und Kranken-
hausärzte, Krankenhauszahnärztinnen und Krankenhauszahnärzte, Krankenhauspsychothe-
rapeutinnen und Krankenhauspsychotherapeuten anstelle der Vertragsärztinnen und Ver-
tragsärzte Verordnung von Krankenbeförderung ausstellen, wird insgesamt jedoch – bezogen 
auf das Gesamtvolumen der Verordnungen – nicht von einer übermäßigen Zunahme der An-
zahl an Verordnung von Krankenbeförderung ausgegangen. Allerdings werden sich nach In-
krafttreten der Regelung Krankenhäuser mit den Vorgaben der Krankentransport-Richtlinie 
und den Inhalten des entsprechenden Verordnungsmusters vertraut machen müssen. Gemäß 
Bürokratiekostenermittlung nach dem Standardkosten-Modell beinhaltet dies die Standardak-
tivität „Einarbeitung in die Informationspflicht“.  

5. Verfahrensablauf 

Datum Gremium Beratungsgegenstand / Verfahrensschritt 

06.05.2019  Gesetz für schnellere Termine und bessere Versorgung (Ter-
minservice- und Versorgungsgesetz, TSVG) 

20.06.2019 G-BA Einleitung des Beratungsverfahrens zur Verordnung von Kran-
kenbeförderungsleistungen durch Krankenhäuser im Rahmen 
des Entlassmanagements 

28.08.2019 UA VL Beratung des Beschlussentwurfs und Beschluss zur Einleitung 
des Stellungnahmeverfahrens vor abschließender Entschei-
dung des G-BA (gemäß 1. Kapitel § 10 VerfO) über eine Ände-
rung der Krankentransport-Richtlinie 

13.11.2019 UA VL Anhörung und abschließende Würdigung der Stellungnahmen 

19.12.2019 G-BA Abschließende Beratungen und Beschluss über eine Ände-
rung der Krankentransport-Richtlinie 

10.02.2020  Nichtbeanstandung des BMG 

04.03.2020  Veröffentlichung im Bundesanzeiger 

05.03.2020  Inkrafttreten 
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Berlin, den 19. Dezember 2019 
 
 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

 

Prof. Hecken 
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6. Dokumentation des Stellungnahmeverfahrens 

Die Volltexte zur Dokumentation des Stellungnahmeverfahrens sind als Anlage zu den Tra-
genden Gründen beigefügt. 

6.1 Einleitung des schriftlichen Stellungnahmeverfahrens 
Der Unterausschuss Veranlasste Leistungen hat in Delegation für das Plenum nach § 3 Ab-
satz 1 Satz 2 Geschäftsordnung (GO) und 1. Kapitel § 10 Absatz 1 der Verfahrensordnung 
des G-BA (VerfO) in seiner Sitzung am 28. August 2019 beschlossen, ein Stellungnahmever-
fahren nach § 91 Absatz 5 SGB V vor seiner Entscheidung über eine Änderung der Kranken-
transport-Richtlinie einzuleiten. Der Bundesärztekammer, der Bundeszahnärztekammer sowie 
der Bundespsychotherapeutenkammer wurde Gelegenheit gegeben, innerhalb einer Frist von 
vier Wochen zur beabsichtigten Änderung der Krankentransport-Richtlinie Stellung zu neh-
men. Den angeschriebenen Organisationen wurden anlässlich der Beschlussfassung des G-
BA zur Einleitung des Stellungnahmeverfahrens auch die Tragenden Gründe als Erläuterung 
übersandt. Die Stellungnahmefrist endete am 25. September 2019. 

6.2 Eingegangene Stellungnahmen 
Die eingegangenen Stellungnahmen der Institutionen/Organisationen, denen Gelegenheit zur 
Abgabe einer Stellungnahme (SN) gegeben wurde sowie entsprechende Eckdaten zum Ein-
gang und zur Anhörung sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt. 

Stellungnahmeberechtigte  Eingang SN Bemerkungen 

Stellungnahmeberechtigte gemäß § 91 Absatz 5 SGB V 

Bundesärztekammer (BÄK) 25.09.2019  

Bundeszahnärztekammer (BZÄK)  Verzicht auf die Abgabe 
einer Stellungnahme. 

Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) 23.09.2019  
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6.3 Beschlussentwurf zum Stellungnahmeverfahren 
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6.4 Tragende Gründe zum Stellungnahmeverfahren 
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6.5 Auswertung der schriftlichen Stellungnahmen der stellungnahmeberechtigten Organisationen 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

1.  BPtK Zu I. 1. § 2 Absatz 5 neu 
Satz 1 wird wie folgt geändert:  
„Soweit es für die Versorgung der oder 
des Versicherten unmittelbar nach der 
Entlassung aus dem Krankenhaus er-
forderlich ist, kann das Krankenhaus 
(die Krankenhausärztin, der Kranken-
hausarzt, die Krankenhauszahnärztin, 
der Krankenhauszahnarzt, die Kran-
kenhauspsychotherapeutin, der 
Krankenhauspsychotherapeut) im 
Rahmen des Entlassmanagements wie 
eine Verordnerin oder ein Verordner 
nach § 1 nach der Entlassung eine 
Krankenbeförderungsleistung entspre-
chend dieser Richtlinie verordnen.“ 

Die Regelung zur Verordnung von Kranken-
beförderungsleistungen durch das Kranken-
haus im Rahmen des Entlassmanagements 
durch die Ergänzung des § 2 Krankentrans-
port-Richtlinie um einen neuen Absatz 5 
stellt aus Sicht der Bundespsychotherapeu-
tenkammer eine sachgerechte Umsetzung 
des gesetzlichen Auftrags aus dem Termin-
service- und Versorgungsgesetz (TSVG) 
dar, der mit der Ergänzung in § 39 Absatz 1a 
Satz 7 die Möglichkeit der Verordnung von 
Krankenbeförderungsleistungen durch die 
Krankenhäuser im Rahmen des Entlassma-
nagements vorsieht. Zur besseren Ver-
ständlichkeit und im Sinne einer einheitli-
chen Nomenklatur schlägt die BPtK vor, in 
Satz 1 wie bei den anderen beiden Heilberu-
fen den Begriff der Krankenhauspsychothe-
rapeutin bzw. des Krankenhauspsychothe-
rapeuten zu verwenden, der sich in dieser 
Form auch bereits in den Erläuterungen zu 
§ 2 Absatz 5 Satz 1 in den Tragenden Grün-
den zum Beschlussentwurf wiederfindet. 
Auch vor dem Hintergrund der in § 1 Kran-
kentransport-Richtlinie eingeführten Begriff-
lichkeiten „Vertragsärztin, Vertragsarzt, Ver-
tragszahnärztin, Vertragszahnarzt, Ver-
tragspsychotherapeutin und Vertragspsy-
chotherapeut“ trägt eine einheitliche Begriff-
lichkeit der im Krankenhaus tätigen und ver-
ordnungsberechtigten Heilberufe zu einem 
leichteren Verständnis der Regelung bei. 

Dem Änderungsvorschlag wird 
gefolgt; der Klammerzusatz im 
neuen Absatz 5 des § 2 wird 
wie folgt geändert: 
„(die Krankenhausärztin, der 
Krankenhausarzt, die Kranken-
hauszahnärztin, der Kranken-
hauszahnarzt, die Kranken-
hauspsychotherapeutin, der 
Krankenhauspsychotherapeut 
die Psychotherapeutin oder der 
Psychotherapeut im Kranken-
haus)“ 

Änderung im 
BE wie neben-
stehend 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

2.   Einfügung eines neuen Satzes 2: Die 
Regelung des Satzes 1 gilt nicht ent-
sprechend für die Entlassung aus den 
Einrichtungen der medizinischen Reha-
bilitation. 

Der G-BA hat in den Tragenden Gründen zu 
Satz 2 (GKV-SV, KBV, KZBV, PatV) nach-
vollziehbar dargelegt, dass durch den Ver-
weis in § 40 Absatz 2 Satz 6 auf die Rege-
lung nach § 39 Absatz 1a SGB V sich dieser 
dadurch für die Entlassung aus einer Ein-
richtung der medizinischen Rehabilitation 
auch auf die neue Verordnungsbefugnis von 
Krankenbeförderungsleistungen erstreckt, 
obwohl hierfür eine Kostenübernahme durch 
die gesetzlichen Krankenversicherungen in 
§ 73 SGB IX bereits vorgesehen ist. Eine 
ärztliche oder psychotherapeutische Verord-
nung für Fahrten zu oder von einer Einrich-
tung der medizinischen Rehabilitation ist da-
her nicht vorgesehen. Eine entsprechende 
Klarstellung der Begrenzung der Regelung 
nach Satz 1 auf die Verordnung von Kran-
kenbeförderungsleistungen durch Kranken-
häuser erscheint daher geboten. Für eine 
bessere Verständlichkeit bietet es sich dabei 
an, dass in Satz 2 eine Klarstellung erfolgt, 
dass die Regelung des Satzes 1 (trotz des 
Verweises in § 40 Absatz 2 Satz 6 SGB V) 
keine entsprechende Anwendung für die 
Entlassung aus den Einrichtungen der medi-
zinischen Rehabilitation findet, ehe in Satz 3 
darauf hingewiesen wird, dass die Regelun-
gen des § 73 SGB IX davon unberührt blei-
ben.  
In den Tragenden Gründen sollte es darüber 
hinaus im drittletzten Satz zu Nummer 2 
„Eckpunkte der Entscheidung“ heißen, dass 
die neuen Regelungen in § 2 Absatz 5 
Satz 1 Krankentransport-Richtlinie nicht für 

Dem Vorschlag der Stellung-
nehmerin wird gefolgt. Folgen-
der Satz 2 wird eingefügt: 
„Satz 1 gilt nicht für die Entlas-
sung aus den Einrichtungen 
der medizinischen Rehabilita-
tion bei Leistungen nach § 40 
Absatz 2 und § 41 SGB V.“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund der Ergänzung des 
Beschlussentwurfs ist eine wei-
tere Ausführung in den Tragen-
den Gründen nicht notwendig. 
 
Die Tragenden Gründe wurden 
wie vorgeschlagen korrigiert. 

Änderung im 
BE wie neben-
stehend 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

die Entlassung aus den Einrichtungen der 
medizinischen Rehabilitation gelten sollen. 
Im letzten Satz müsste dann ferner auf 
„Satz 3…“ statt auf „Satz 4“ abgestellt wer-
den. 

3.  BÄK Die Bundesärztekammer sieht die durch Inkrafttreten des TSVG eingetretenen Ände-
rungen in § 39 Absatz 1 a Satz 7 SGB V (Entlassmanagement im Rahmen einer Kran-
kenhausbehandlung) in der Krankentransportrichtlinie folgerichtig umgesetzt und be-
grüßt die Änderungen. 

Kenntnisnahme Keine Ände-
rung im BE 
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6.6 Volltexte der schriftlichen Stellungnahmen 
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6.7 Mündliche Stellungnahmen 
Alle stellungnahmeberechtigten Organisationen, die eine schriftliche Stellungnahme abgege-
ben haben sowie nicht auf eine Anhörung verzichtet haben, sind fristgerecht zur Anhörung am 
13. November 2019 eingeladen worden. Die Anhörungsberechtigten haben auf ihr mündliches 
Stellungnahmerecht verzichtet. 
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